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Unsere Woche im Landtag 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

   

die Familie ist ein Ort der Sicherheit 

und Geborgenheit – sie gibt im Alltag 

festen Halt. Deshalb müssen wir junge 

Menschen in ganz Bayern in die Lage 

versetzen, eine Familie zu gründen. 

Finanzielle Sorgen dürfen die Familien-

planung nicht behindern. Nicht in ei-

nem so reichen Land wie Bayern! Wie 

es wirklich um das „Familienland 

Bayern“? steht, wollten wir FREIEN 

WÄHLER am Donnerstag in der Aktuel-

le Stunde des Bayerischen Landtags 

wissen. Denn wir sehen die Armutsge-

fährdung von kinderreichen Familien 

und Alleinerziehenden mit Sorge. Die 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

muss unbedingt verbessert werden, 

damit auch Familien mit mehreren 

Kindern gut und gerne im Freistaat le-

ben können. Wichtig ist hierbei eine 

flächendeckende Kinderbetreuung: Kinderkrippen, Kindergärten und 

Kinderhorte sind diejenigen Bausteine, die stärker gefördert werden müs-

sen. Die Anstrengungen der Staatsregierung sind noch nicht ausreichend. 

Das von der Staatsregierung gepriesene Betreuungsgeld kann hier keine 

Abhilfe leisten. Steuerpolitisch muss der Weg in Richtung Familiensplitting 

gehen, um insbesondere Familien mit Kindern zu entlasten. Bayern ist in 

der Pflicht, hierfür in Berlin entschlossen zu kämpfen.  

 

 

Als FREIE WÄHLER haben wir erneut auch auf die Probleme der Hebam-

men aufmerksam gemacht: Dieser bedeutsame Berufsstand muss ge-

stärkt werden, damit auch in Zukunft in Bayern Kinder auf die Welt ge-

bracht werden können. Wir fordern hier die Gründung eines Haftungsfrei-
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stellungsfonds. Dieser ist eine langfristig wirksame Lösung gegen die ste-

tig steigenden Haftpflichtprämien, für die nicht allein die Hebammen ver-

antwortlich sind – sondern auch die Gesellschaft als Ganzes. 

 
 

R ü c k b l i c k 
 

 

Wenn die Bayerische Staatsregierung ihre Hausaufgaben gemacht hätte, 

wäre Bayern bei der Digitalisierung schon jetzt Weltspitze, davon sind wir 

fest überzeugt. Die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 

zum Thema „BAYERN DIGITAL II“ diese Woche war jedoch voll mit 

Worthülsen: Seehofer redet, wir FREIE WÄHLER handeln – mit unserem 

Antragspaket #BILDUNG_DIGITAL. Darin fordern wir einen digitalen Auf-

bruch für die Klassenzimmer und Hörsäle des Freistaats, der seinen Na-

men auch verdient: IT-Bildung an allen Schulen, eine vernünftige Perso-

nalplanung, entsprechende Lehrerfortbildungen sowie der Ausbau der IT-

Infrastrukturen an Schulen und Hochschulen – es gibt enorm viel zu tun. 

Wir FREIEN WÄHLER wollen die Chancen der Digitalisierung endlich aus-

schöpfen. Die Staatsregierung muss dazu mehr Ambitionen für den Glas-

faserausbau entwickeln, sonst verlieren wir den Anschluss, gerade im 

ländlichen Raum. Einer OECD-Studie zufolge liegen Deutschland und Bay-

ern bereits jetzt hinter Ländern wie Ungarn, der Türkei oder Mexiko – 

ganz zu schweigen von Korea, Japan, dem Baltikum oder Skandinavien. Es 

wird daher höchste Zeit, dass der Breitband-Internetzugang zur Grund-

versorgung zählt. Dies hat Schwarz-Rot im Bund bisher verschlafen. Wir 

benötigen Glasfaser in jedem Haus – das muss zum Standard werden und 

zwar schnell. Es ist ein Trauerspiel, dass die Staatsregierung dies erst bis 

zum Jahr 2025 anstrebt. Wir brauchen auch den ultraschnellen Mobilfunk-

standard 5G. Dafür fehlt allerdings der politische Wille der Staats- und 

Bundesregierung. Wir FREIEN WÄHLER fordern daher ein Ministerium für 

Energie und Digitalisierung, um diese zukunftsweisenden Themen schnell 

voranzubringen. Die Energiewende muss intelligent digital gesteuert wer-

den, dann finanziert sie sich und die Digitalisierung selbst.“ 

 

 

Immer wieder gibt es auf Autobahnen Probleme bei der Bildung der so 
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wichtigen Rettungsgasse: Damit behindern Autofahrer die Rettungskräf-

te durch unverantwortliches Verhalten in ihrer Arbeit. Zuletzt geschehen 

ist das am Montag auf der Autobahn 9 in Oberfranken bei einem der 

schwersten Busunfälle seit Jahren. In einem brennenden Bus starben 18 

Menschen. Weil die Rettungsgasse nicht breit genug war, verloren Polizei 

und Hilfskräfte wertvolle Zeit. Wir FREIE WÄHLER fordern nun Konsequen-

zen – mit unserem Dringlichkeitsantrag „Rettungsgasse darf keine Sack-

gasse für die Rettung sein“. Die Bayerische Staatsregierung soll sich auf 

Bundesebene dafür einsetzen, dass das Bewusstsein der Autofahrer zur 

Bildung von Rettungsgassen gestärkt wird. Dies muss auch durch eine 

deutliche Anhebung des Bußgelds und mittels Verhängung von Fahrverbo-

ten untermauert werden. Fahrer, die Rettungsdienste behindern, sollten 

auch zukünftig mit Punkten in Flensburg und einem entsprechenden Fahr-

verbot rechnen müssen. Ein solches Vorgehen des Gesetzgebers ist an-

gemessen – gerade mit Blick auf die schlimmen Folgen der Behinderung 

von Rettungsdiensten. Gleichzeitig muss im präventiven Bereich bereits 

bei Fahrschülern das Bewusstsein für die Bildung von Rettungsgassen ge-

weckt werden. Hier soll künftig auch ein Schwerpunkt im Fahrschulunter-

richt gesetzt werden, um frühzeitig für das Thema zu sensibilisieren. Es ist 

wichtig, verstärkte Aufklärungsarbeit zu leisten, um auch routinierte Fah-

rer zu erreichen. Gerade in diesem Kontext ist es erforderlich, Informati-

onskampagnen so zu gestalten, dass das sogenannte Gaffen bei Ver-

kehrsunfällen nicht mehr toleriert wird. Der von Minister Herrmann schon 

mehrmals angekündigte Pilotversuch zu mobilen Sichtschutzwänden muss 

endlich beginnen. Bereits 2015 hatten sich die FREIEN WÄHLER für ein 

Pilotprojekt zu mobilen Sichtschutzwänden in Bayern starkgemacht – pas-

siert ist bis heute nichts.  

 

 

Mehr Sport und Bewegung für Bayerns Schüler: Dieses Ziel haben wir neu 

ausgegeben und bei einer Pressekonferenz die Ergebnisse unserer Großen 

Anfrage „Bewegtes Lernen 2020“ vorgestellt. Wichtigste Erkenntnis: 

„Die Staatsregierung muss den Sportunterricht endlich weiterentwickeln 

und dabei insbesondere den Grundschulbereich berücksichtigen. Wir for-

dern hierzu eine dritte Sportstunde für die erste Jahrgangsstufe an Grund-

schulen, wie sie bereits für die Jahrgangsstufen zwei bis vier fest in der 

Stundentafel verankert ist. Denn während der Kindergarten noch vielfälti-

ge Bewegungsanlässe bietet, gilt es in der Schule plötzlich, eine längere 

Zeitspanne aufmerksam und ruhig im Klassenzimmer zu sitzen: eine Situ-
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ation, die nicht wenige Schulanfänger zunächst erheblich überfordert. Zu-

dem soll der Schwimmunterricht an Bayerns Schulen deutlich ausgebaut 

werden. Hier muss die Staatsregierung zum einen mehr fachlich ausgebil-

dete Lehrer zur Verfügung stellen, sodass jedes Kind beim Übertritt min-

destens über den sogenannten Freischwimmer verfügt. Und Ministerpräsi-

dent Seehofer darf dem Verfall kommunaler Schwimmbäder nicht länger 

tatenlos zusehen, sondern muss auch finanzschwächere Kommunen in die 

Lage versetzen, entsprechende Einrichtungen sanieren zu können. An-

dernfalls dürfen wir uns nicht wundern, dass mehr als jedes zweite Kind in 

Bayern nicht schwimmen kann. 

 

 

Erfolg für unsere Politik: Wir begrüßen, dass die CSU unseren Forderun-

gen zur Stärkung der Allgemeinmedizin endlich nachgekommen ist, 

indem sie die Anzahl der Studienplätze erhöht und jetzt auch selbst Lehr-

stühle für Allgemeinmedizin an allen medizinischen Fakultäten fordert. 

Nachdem die CSU 27 Vorschläge für den Kampf gegen den Ärztemangel 

gemacht hat, ist das allerdings auch Beleg für die eigentliche Dramatik der 

aktuellen Situation. Es zeigt das jahrzehntelange Versagen der Bayeri-

schen Staatsregierung und der Mehrheitsfraktion im Landtag. Zu lange hat 

die CSU Dynamik und Zuspitzung der Probleme ignoriert. Letztlich muss 

es aber um die Sache gehen. Die Christsozialen haben offenbar endlich die 

Zeichen der Zeit erkannt. Wie schon so oft waren die FREIEN WÄHLER hier 

Takt- und Ideengeber für eine zukunftsträchtige Politik.  

 

 

Wie soll es mit der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP) 

nach 2020 weitergehen? Wir FREIEN WÄHLER fordern nach der Anhörung 

im Agrarausschuss des Bayerischen Landtags eine weitere Konzentration 

der GAP auf familiengeführte, bäuerliche Familienbetriebe: Ziel der GAP 

nach 2020 muss es sein, den landwirtschaftlichen Strukturwandel weiter 

zu verlangsamen. Dies kann nur geschehen, wenn der Schwerpunkt der 

Förderung auf die ersten Hektare gelegt und eine Staffelung der Flächen-

prämie eingeführt wird. Auch muss sich die Bedeutung des Grünlands bes-

ser in der Förderung widerspiegeln. Zudem kritisieren wir die Marktmacht 

des Lebensmitteleinzelhandels: Um in Zukunft wieder angemessene Preise 

für landwirtschaftliche Produkte erzielen zu können, müssen auch im 

Rahmen der GAP-Verhandlungen Lösungen gefunden werden. Das jetzige 

System stößt an seine Grenzen und geht zulasten der landwirtschaftlichen 
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Betriebe. Wir brauchen wieder faire Preise, nur so können die Landwirte 

auf Dauer überleben. Jetzt werden die Weichen für die gemeinsame euro-

päische Agrarpolitik nach 2020 gestellt. Die Landwirtschaft als Produzent 

regionaler und hochwertiger Lebensmittel muss dabei unbedingt wieder in 

den Fokus der Öffentlichkeit rücken. 
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